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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Kriminalität

Vertreter der SP, der GP und des SGB sowie die Dachorganisation der
Flüchtlingshilfswerke wollten zuerst auf ein Referendum verzichten. Sie befürchteten,
dass in einer Abstimmungskampagne das Thema «kriminelle Ausländer» dominieren
würde, und sich diese Diskussion für die Anliegen der Ausländer in der Schweiz negativ
auswirken könnte. Das Referendum wurde dann aber von einer Vielzahl anderer
Organisationen ergriffen, unter denen lokale asylpolitische Bewegungen dominierten
und von den Parteien nur die PdA vertreten war. In der Folge unterstützten auch einige
SP-Kantonalsektionen und schliesslich – nach einem ersten negativen Entscheid im
März – auch die SPS die Unterschriftensammlung. Das Referendum kam mit rund
75'000 Unterschriften fristgerecht zustande. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.07.1994
HANS HIRTER

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Im Januar 2022 verkündete die Vereinigung Migrant Solidarity Network, die im
Referendumskomitee federführend war, über 55'000 Unterschriften gegen die
Beteiligung der Schweiz an der Weiterentwicklung von Frontex eingereicht zu haben.
Das Komitee um das Migrant Solidarity Network, die Grünen, die JUSO und zahlreiche
Aktivismus-Gruppierungen setzte sich damit gegen einen Ausbau der Schweizer
Beteiligung an der EU-Grenzschutzagentur ein, der es schwere
Menschenrechtsverletzungen vorwarf. Erleichtert wurde die Unterschriftensammlung
einmal mehr dadurch, dass das Referendumskomitee die Unterschriften nicht selber
bei den Gemeindem beglaubigen lassen musste und damit auch Unterschriften ohne
Stimmrechtsbescheinigung einreichen konnte. Diese Aufgabe war in der Wintersession
2021 unter anderem auf Drängen von Thomas Minder (parteilos, SH) erneut der
Bundeskanzlei übertragen worden. Ein Vertreter der Online-Sammelplattform
«WeCollect», auf der das Frontex-Referendum beworben worden war, mutmasste in
der Aargauer Zeitung, dass das Referendum ohne diese Erleichterung nicht
zustandegekommen wäre. Durch die Ausnahmeregel habe das Komitee 100 statt nur 80
Tage lang Stimmen sammeln können – die letzten drei Wochen der Sammelfrist müssten
normalerweise für die Beglaubigung der Unterschriften verwendet werden. Mitte März
vermeldete die Schweizerische Bundeskanzlei das Zustandekommen des Referendums
mit insgesamt 54'377 gültigen Unterschriften – 35'832 davon hatte die Bundeskanzlei
noch beglaubigen lassen müssen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.01.2022
AMANDO AMMANN

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

SP und Grüne erklärten, die Vorlage zusammen mit Flüchtlings- und
Menschenrechtsorganisationen sowie kirchlichen Verbänden mit dem Referendum zu
bekämpfen: Die Nichteintretensentscheide bei Papierlosen verletzten die
Flüchtlingskonvention, die Weitergabe von Personendaten gefährdeten Verwandte von
Asylsuchenden im Heimatland, die Verschiebung der Entscheidkompetenz vom Bund zu
den Kantonen führe zu Willkür bei Härtefällen, der Sozialhilfestopp treffe auch
besonders verletzliche Personen wie Minderjährige und die Zwangsmassnahmen seien
unverhältnismässig. 3

ANDERES
DATUM: 23.12.2005
MAGDALENA BERNATH
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Im April wurden die Referenden gegen die Revision des Asylgesetzes und gegen das
neue Ausländergesetz eingereicht. Diese waren von den Grünen, von Solidarité sans
frontières und dem Forum für die Integration der Migrantinnen und Migranten lanciert
worden und wurde auch von der SP und den Gewerkschaften unterstützt. Das Volk
stimmte im Herbst über die beiden Gesetze ab. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.03.2006
MARIANNE BENTELI

Im Abstimmungskampf dominierte klar die Debatte um das Asylgesetz. Die Gegner,
neben den Grünen und der SP auch Gewerkschaften, kirchliche Organisationen,
Hilfswerke, Kulturschaffende sowie ein bürgerliches Nein-Komitee, machten geltend,
die Verschärfungen im Asyl- und Ausländerrecht bedeuteten einen Bruch mit der
humanitären Tradition der Schweiz und verstiessen gegen das Völkerrecht. Sie
kritisierten insbesondere die neue Bestimmung zu den Identitätspapieren und den
Sozialhilfestopp. Das Abstimmungsbüchlein des Bundesrates wurde als irreführend
beanstandet. Vier Nationalräte aus dem bürgerlichen Nein-Komitee, Marty (fdp, TI),
Ruey (lp, VD), Simoneschi (cvp, TI) und Zapfl (cvp, ZH) verlangten in einem Schreiben
eine öffentliche Stellungnahme und eine inhaltliche Präzisierung der Landesregierung.
Diese wies die Kritik zurück. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.08.2006
MARIANNE BENTELI

Asylgesetz. Teilrevision
Abstimmung vom 24. September 2006

Beteiligung: 48,9%
Ja: 1 598 399 (67,8%) 
Nein: 760 787 (32,2%)

Parolen: 
Ja: CVP (6*), FDP (1*), SVP, LP, SD, EDU, FPS, Lega; Economiesuisse, SGV, SBV.
Nein: SP, EVP, CSP, PdA, GP; SGB, Travail.Suisse, ev. und kath. Landeskirchen,
Hilfswerke, Schweizerische Flüchtlingshilfe.      
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.09.2006
MARIANNE BENTELI

Die im Frühjahr 2020 durchgeführte Vernehmlassung zur Änderung des Asylgesetzes –
angestossen durch eine parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH) – ergab, dass die
Mehrheit der Stellungnehmenden die Möglichkeit begrüssten, zur
Identitätsüberprüfung von Asylsuchenden deren mobile Geräte zu nutzen. 24 von 25
stellungnehmenden Kantonen – alle mit Ausnahme des Kantons Neuenburg – sowie die
Parteien der CVP, FDP und SVP stimmten diesem Vorhaben im Grundsatz zu, da sie sich
davon eine effiziente Methode zur Identifizierung von Personen erhofften, für die keine
Identitätsdokumente vorliegen würden. Opposition erfuhr der Entwurf von den linken
Parteien und von den meisten stellungnehmenden interessierten Kreisen. Diese
erachteten die Massnahme als unverhältnismässigen Eingriff in die persönlichen
Grundrechte, vermissten eine gesetzliche Grundlage und bezweifelten darüber hinaus
die postulierte Effizienz eines solchen Vorgehens. Nicht zuletzt brachten sie
datenschutzrechtliche Bedenken vor. Fünf Kantone und die SVP setzten sich auf der
anderen Seite für die Möglichkeit einer zwangsweisen Abnahme der elektronischen
Datenträger ein. Der Entwurf der Kommission sah eine Mitwirkungspflicht, aber keinen
Zwang vor. Einige stellungnehmende Akteure, darunter auch der EDÖB, machten
deutlich, dass sie die Grundrechtskonformität im Falle eines Zwanges nicht mehr
gegeben sähen. Der EDÖB forderte etwa auch die Schaffung einer Gesetzesgrundlage
für die Bearbeitung personenbezogener Daten von Drittpersonen, da diese auch von
den zur Identitätserkennung unternommenen Auswertungen betroffen sein könnten. 
Die zuständige SPK-NR übernahm gewisse Empfehlungen aus der Vernehmlassung,
insbesondere datenschutzrechtliche Belange, und verabschiedete im Oktober 2020 mit
13 zu 8 Stimmen bei 2 Enthaltungen die Vorlage an den Bundesrat. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.10.2020
MARLÈNE GERBER
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Linke und ökologische Parteien

Die Grünen verabschiedeten ein von der Luzerner Nationalrätin Cécile Bühlmann
ausgearbeitetes Positionspapier zur Ausländerpolitik, in dem sie die
Personenfreizügigkeit innerhalb der EU und den Verzicht auf das «rassistische»
Dreikreisemodell forderten. Als Ersatz schlugen sie ein Einwanderungsgesetz vor, das
den Zugang für Fremde in die Schweiz regelt und erleichtert. Bis zur Verabschiedung
des Gesetzes solle eine paritätische Kommission entscheiden, wieviele Personen aus
Nicht-EU-Staaten aufgenommen werden sollen. Weiter forderte die Partei ein
erleichtertes Einbürgerungsverfahren, das einen Rechtsanspruch auf Einbürgerung
beeinhaltet, die Abschaffung der Zwangsmassnahmen, einen zivilstandsunabhängigen
Aufenthaltsstatus für Frauen und eine Integrationspolitik, die den Eingewanderten
gleichberechtigten Zugang zu allen gesellschaftlichen Bereichen sichert. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.09.1996
EVA MÜLLER

Nachdem die Grünen die Asyl-Initiative der SVP und die Revision des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes zur Ablehnung empfohlen hatten, verabschiedeten
sie ein Positionspapier zur Agglomerationspolitik, welches eine Begrenzung des
Siedlungsgebietes forderte. Dessen ungebremstes Wachstum sei einer der
Hauptgründe für die zunehmende Verkehrsbelastung in den Agglomerationen. Dem
trage der Bund zu wenig Rechnung. Den Bau einer zweiten Gotthardröhre, wie sie die
Avanti-Initiative und der Gegenvorschlag des Bundesrates vorsähen, lehnten die Grünen
vehement ab. Ausserdem hiessen sie ein zehnjähriges Moratorium für den Anbau von
gentechnisch veränderten Pflanzen gut. Gemeinsam mit anderen Organisationen
wollten sie eine Gentech-Moratoriums-Initiative starten. Schliesslich forderten sie die
sofortige Revision des Betäubungsmittelgesetzes, um die Straffreiheit des
Canabiskonsums zu garantieren. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.10.2002
MAGDALENA BERNATH

Ende Jahr ergriffen die Grünen das Referendum gegen das neue Asyl- und das
Ausländergesetz; sie bezeichneten beide Vorlagen als fremdenfeindlich. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Auf der Versammlung in Lausanne im Juni lehnten die Delegierten einstimmig die Asyl-
und Ausländergesetze ab. Vizepräsident Ueli Leuenberger bezeichnete die Gesetze als
eine Form der Abschaffung des Asylrechts. Sie brächten nicht die angeblichen
Lösungen, sondern neue Probleme wie die Abdrängung von Asylsuchenden in die
Illegalität.
Kontroverser wurde die linke Kosa-Initiative diskutiert. Der Waadtländer Grossrat
Philippe Martinet bemängelte, dass die Zuführung von Nationalbankgewinnen kein
Gesamtkonzept sei, um der AHV auf lange Sicht zu helfen, und regte stattdessen die
Investition dieser Gewinne in zukunftsträchtige Projekte im Umweltschutzbereich an.
Präsidentin Ruth Genner hingegen betonte den sozialen Aspekt der AHV und die
Notwendigkeit ihrer guten finanziellen Ausstattung, um weitere Abbaupläne der
bürgerlichen Parteien zu verhindern. Schliesslich unterstützte die Mehrheit der
Abgeordneten die Initiative. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.06.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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